
 

Liebe Jugendliche,  

 

gerne nehme ich namens der SPD-Landtagsfraktion Stellung zu den Forderungen, die ihr 

während des Jugendlandtags 2023 erarbeitet habt.  

 

Klima und Nachhaltigkeit  

 

Forderung Wir fordern, dass landeseigne Betriebe deutlich 

umweltfreundlicher gestaltet werden (…).  

Zustimmung/Ablehnung  Zustimmung 

Begründung Aus unserer Sicht sind landeseigene Betriebe ganz besonders 

dazu verpflichtet, ökologisch und sozial vorbildlich zu sein. 

Das gilt für Agrarbetriebe, den Forst und zum Beispiel auch 

eine Brauerei. Das Land müsste endlich wenigstens bei den 

eigenen Gebäuden mit Solarenergie und Dachbegrünung 

vorbildlich sein. 

 

Forderung Wir fordern, dass mehr Gelder für die Erforschung und den 

Einsatz von grüner Technologien bereitgestellt werden. 

Zum Beispiel für Intelligente Stromnetze (Smart-Grids), Smart 

Farming, Geothermie, Speichertechnologien, Windkraft, 

Photovoltaik, Kernfusion, etc. 

Zustimmung/Ablehnung  Zustimmung 

Begründung Im Einsatz grüner Technologien liegen große Chancen für 

Baden-Württemberg, weshalb Forschung und Einsatz dieser 

Technologien forciert werden müssen. Ein besonderes 

Augenmerk muss auch darauf liegen, die Wirtschaft – 

darunter auch kleine und mittlere Unternehmen, darin zu 

unterstützen, auf klimaverträgliche Produktionsprozesse 

umzustellen und klimafreundliche Produkte zu entwickeln. 

Ob Ökolandbau, Wärmepumpen und Geothermie, Windkraft 

oder ressourcenschonende Produktion und Dienstleistung:  

Natürlich muss das Land solche Dinge und Projekte fördern 

und unterstützen, und ökologisch fragwürdigere Projekte 

eher nicht. 

 

Mobilität 

 

Forderung Wir fordern, dass die Radinfrastruktur nachhaltig und 

sicher ausgebaut wird, um das Fahrrad als 

zukunftsfähiges Mobilitätsmittel attraktiver und 

zugänglicher zu gestalten. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 



 

Begründung Wir unterstützen die Forderung, den Radverkehr auszubauen. 

Unsere Anträge für mehr Geld, insbesondere für ein 

Lückenschlussprogramm bei Radwegen, wurden aber von 

Grünen und CDU abgelehnt. 

 

Forderung Wir fordern, dass die On-Demand-Mobilität durch ein 

umfassendes Förderprogramm zügig ausgebaut wird. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Unser Ziel ist es, dass Baden-Württemberg Vorreiter beim 

Ausbau umweltfreundlicher und bezahlbarer Mobilität in 

Deutschland wird. Wer eine umweltfreundliche 

Verkehrspolitik will, muss mehr Menschen zum Umsteigen 

vom Pkw auf Busse und Bahnen bewegen. Dafür sind 

raumspezifisch zugeschnittene Konzepte notwendig, 

OnDemand-Verkehre können hier ein wichtiger Baustein sein. 

 

Forderung Wir fordern, dass sich das Land Baden-Württemberg dafür 

einsetzt, dass das Dienstwagenprivileg in seiner aktuellen 

Form abgeschafft wird. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir können der Abschaffung der aktuellen Form des 

Dienstwagenprivilegs, unter den genannten Aspekten, nur 

positives abgewinnen. Eine Modifizierung der steuerlichen 

Vergünstigung allein für rein elektrisch betriebene Fahrzeuge 

wäre für uns eine Überlegung wert, da hierdurch eine 

raschere Flottenumstellung erreicht werden könnte, um den 

gesamten Ressourcenverbrauch (im Betrieb) zu minimieren. 

 

Digitalisierung  

 

Forderung Wir fordern, dass eine Kompetenzoffensive im Bereich der 

Digitalisierung eingerichtet wird. 

Dies umfasst sowohl den Umgang mit künstlicher Intelligenz 

als auch die Schulung, insbesondere von Lehrkräften, im 

Umgang mit digitalen Medien und Endgeräten. Ebenfalls 

sollen private Bürger*innen für die neuen Technologien und 

Datenschutz sowie Datensicherheit sensibilisiert werden. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir stehen für eine Kompetenzoffensive, die allerdings auf 

unterschiedliche Bedürfnisse der Menschen angepasst ist. 

Damit alle Menschen an der Digitalisierung teilhaben können, 

müssen die digitalen Kompetenzen der gesamten 

Bevölkerung gestärkt werden. Das gilt insbesondere auch für 

Menschen, die nicht mit digitalen Geräten aufgewachsen 



 

sind. Neben Schulungen stehen wir dafür, digitale Angebote 

niedrigschwellig und benutzerfreundlich zu gestalten. 

 

Bildung  

 

Forderung Wir fordern, dass einheitliche verpflichtende Standards im 

Bereich der Digitalisierung des Bildungswesens eingeführt 

werden. Dies beinhaltet technische Vorgaben im Bereich 

schulinterner Netz- und Lernsoftwares sowie bei digitalen 

Endgeräten. Auch soll der Kompetenzaufbau bei Lehrpersonal 

verpflichtend und einheitlich funktionieren. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir unterstützen die Forderung des Jugendlandtags, dass 

unsere Schulen digital stark aufgestellt werden müssen. 

Deswegen brauchen wir endlich eine funktionsfähige und 

flächendeckend einsetzbare Bildungsplattform und digitale 

Endgeräte für alle Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte. 

Das Land muss dafür eine gesicherte Finanzierung 

bereitstellen. Ebenfalls braucht es ausreichend 

Fortbildungsangebote für Lehrkräfte im Bereich 

Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz. Außerdem fordern 

wir IT-Fachkräfte für alle Schulen, damit nicht mehr digital 

affine Lehrkräfte, die dann im Unterricht fehlen, die IT 

betreuen, sondern dafür ausgebildete Expertinnen und 

Experten. 

 

Forderung Wir fordern, dass das Lehramtsstudium praxisorientierter 

wird.  

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung  

Begründung Eine Überprüfung der Praxisnähe in der aktuellen 

Lehramtsstudiengestaltung ist geboten. Dieser Gesichtspunkt 

muss auch in neuen Lehramtskonzepten, z. B. für 

Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger, berücksichtigt 

werden. 

 

Forderung Wir fordern, dass der Bildungsplan angepasst wird, zum 

Beispiel Wahlfreiheit G8/G9 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Die SPD steht für die Wahlfreiheit zwischen G8 und G9 und 

fordert eine zeitnahe Umsetzung. 

 

 

 

 



 

Politische Bildung und Demokratiebildung 

 

Forderung Wir fordern, dass mehr politische Bildung im Unterricht 

stattfindet und dabei aktuelle Themen und die 

Parteienlandschaft berücksichtigt werden. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung  Politische Bildung und die Erziehung zu mündigen 

Bürgerinnen und Bürgern ist eine wichtige Aufgabe der 

Schulen in Baden-Württemberg. Daher fordern wir die 

Stärkung der politischen Bildung und eine Gleichstellung der 

gesellschaftswissenschaftlichen Fächer mit den 

naturwissenschaftlichen Fächern. 

 

Forderung Wir fordern, dass ein individuell planbarer, verbindlich und 

jährlich stattfindender Demokratietag an allen Schularten zur 

Aufklärung über Demokratie verpflichtend eingeführt wird. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Einem jährlich stattfindenden Demokratietag an den Schulen 

steht die SPD-Fraktion offen gegenüber.  

 

Jugendbeteiligung und junges Engagement 

 

Forderung Wir fordern, dass Kommunen dazu verpflichtet werden, 

mindestens eine 50%-Stelle für Jugendbeteiligung und 

Jugendgremien zu schaffen. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir unterstützen die Forderung, vorausgesetzt, sie ist Teil 

einer Landesjugendstrategie, die Kinder und Jugendliche in 

soziale und politische Entscheidungsprozesse einbezieht. Dies 

sollte auch eine Reform des § 41a der Gemeindeordnung 

beinhalten. Wir streben an, nicht nur eine verbindliche 

Beteiligung von Jugendlichen zu gewährleisten, sondern auch 

Kinder in angemessener Weise bei Planungen und Vorhaben 

zu beteiligen.  

 

Forderung Wir fordern, dass auf Landesebene ein ständiges, 

parteiunabhängiges Gremium von Jugendlichen mit Rede- 

und Antragsrecht im Plenum und den Ausschüssen des 

Landtags eingerichtet wird. 

Zustimmung/Ablehnung Ablehnung 

Begründung Wir setzen uns für eine breitere themenbezogene Beteiligung 

von Jugendlichen auf allen Ebenen ein. Zudem ist der 

Jugendlandtag eine feste Institution, die wir ernst nehmen. 

 



 

Forderung Wir fordern, dass Kinder- und Jugendbeteiligung im 

Paragraph 41 der Gemeindeordnung verbindlicher formuliert 

wird und kommunale Politiker*innen und Akteur*innen an 

Schulen über Beteiligung informieren. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Die Belange von Kindern und Jugendlichen müssen stets 

berücksichtigt werden, weshalb wir eine Reform des § 41a 

GemO dahingehend fordern, dass auch eine verpflichtende 

Kinderbeteiligung analog zur schon bestehenden 

Jugendbeteiligung stattfindet. Wir wollen einen 

Kontrollmechanismus einführen, durch den die Einhaltung 

des § 41a GemO überprüft wird und ein 

Landesförderprogramm auflegen, durch das 

Verwaltungsstellen, die sich mit der kontinuierlichen 

Umsetzung der kinder- und jugendfreundlichen Kommune 

befassen, finanziert werden. 

 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt und soziale Gerechtigkeit  

 

Forderung  Wir fordern, dass es kostenlose Menstruationsprodukte in 

allen öffentlichen Einrichtungen gibt. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir unterstützen die Forderung nach kostenlosen 

Menstruationsprodukten an allen öffentlichen Einrichtungen, 

insbesondere an Schulen, Universitäten, Stadtteilzentren, 

Bürgerämtern sowie in Jugendclubs. Sie sorgen dafür, dass die 

Teilhabe von menstruierenden Personen am 

gesellschaftlichen Leben trotz Menstruation gesichert ist. Das 

Land soll die zuständigen Träger dieser Einrichtungen 

entsprechend finanziell unterstützen, um dies umzusetzen.  

 

Queer Baden-Württemberg 

 

Forderung Wir fordern, dass pädagogische Fachkräfte in Diversität und 

Vielfalt durch verpflichtende Fortbildungen geschult dafür 

sensibilisiert werden. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Wir stehen dazu, dass in der Lehrerausbildung und -

fortbildung verpflichtend Module angeboten werden, in 

denen pädagogische Fachkräfte diskriminierungskritisches 

und diversitätssensibles Handeln erlernen. Außerdem wollen 

wir die Einbindung von queeren Gruppen und Vereinen in den 

Schulalltag fördern.  

 



 

Forderung Wir fordern, dass es in allen Formularen und anderen 

schriftlichen Angaben des Geschlechts und der Anrede die 

Möglichkeit gibt, ein unbestimmtes Geschlecht und die 

geschlechtsneutrale Anrede auszuwählen. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Zu einem diskriminierungsfreien Umfeld gehört maßgeblich 

auch eine diskriminierungsfreie Sprache, weshalb wir 

entschieden gegen Bestrebungen, gendersensible Sprache in 

öffentlichen Einrichtungen zu verbieten, einstehen. Die 

verpflichtende Einrichtung von genderneutralen Toiletten, 

sanitären Einrichtungen und Umkleiden unterstützen wir. 

 

(Mentale) Gesundheit  

 

Forderung Wir fordern, dass mentale Gesundheit enttabuisiert wird, 

indem regelmäßige Aufklärungs- und Präventionsangebote 

im Bildungsplan aller Schularten verankert werden. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Der Forderung stimmen wir zu, es braucht Kampagnen, diese 

sollten in allen Lebenswelten ansetzen, ganz besonders in der 

Schule und am Arbeitsplatz. Im reformierten Studiengang 

müssen genügend Plätze für das Psychotherapie-

Masterstudium zur Verfügung stehen. Allerdings müssen 

auch mehr der schon vorhandenen Psychotherapeuten für die 

Behandlung von Versicherten zugelassen werden. 

 

Mein Thema für Baden-Württemberg 

 

Forderung Wir fordern, dass das Sicherheitsgefühl der gesamten 

Bevölkerung gestärkt wird. 

Zustimmung/Ablehnung Zustimmung 

Begründung Der öffentliche Raum ist nur dann wirklich sicher, wenn sich 

alle Menschen sicher fühlen. Dafür sorgt die Polizei in Baden-

Württemberg. Es gibt aus unserer Sicht genügend Gründe, 

den Polizistinnen und Polizisten in unserem Land zu 

vertrauen, denn die Polizei schützt die Menschen in unserem 

Land unabhängig von ihrer Herkunft. Wenn es zu Konflikten 

kommt beziehungsweise die beschriebenen Befürchtungen 

zutreffend sind, plädieren wir für einen direkten Austausch 

mit Polizistinnen und Polizisten, um das gegenseitige 

Verständnis zu verbessern. 

 

 

 



 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 
 

Andreas Stoch MdL 

Fraktionsvorsitzender 

 


